
14 16. MAI 2017
D I E N S T A GNiedersachsen

ERHÖHTE BODENBELASTUNG
Zwei Förderplätze auffällig
Hannover. Untersuchungen an Erdgasför-
derplätzen in Niedersachsen haben bislang
in zwei Fällen eine unzulässige Belastung
der Böden ergeben. An 21weiteren von 200
untersuchten Förderplätzen seien Detail-
untersuchungen zu einer möglichen Belas-
tung erforderlich, teilte das Landesamt für
Bergbau, Energie undGeologie amMontag
mit. Unerlaubt hoheQuecksilberwertewur-
den an einemFörderplatz imKreis Leer und
einemweiteren imKreis Diepholz ermittelt,
auch hier sollen nun detaillierte weitere
Untersuchungen folgen. DPA

SEXUELLE NÖTIGUNG
Gefängnisstrafe für Täter
Verden/ Kirchdorf. Wegen sexueller Nöti-
gung und gefährlicher Körperverletzung ist
ein 53-Jähriger am Montag vom Landge-
richtVerden zudreieinhalb JahrenGefäng-
nis verurteilt worden. Das am ärgsten be-
troffene Opfer war seine 76 Jahre Nachba-
rin in Kirchdorf (Landkreis Diepholz). Der
Mann saß als bereits verurteilterMörder auf
der Anklagebank. Als 19-Jähriger hatte er
1982 in Stuhr-Heiligenrode eine Frau getö-
tet. Erst vor zehn Jahren hatte er dafür in
Verden eine Jugendstrafe von sechseinhalb
Jahren erhalten. Seit 2010war erwieder auf
freiem Fuß. DPA

Rotenburg/Delmenhorst. Die Soldaten der
Lent-Kaserne in Rotenburg an der Wümme
habenmehrheitlich für dieBeibehaltungdes
Kasernennamens gestimmt. Das bestätigte
Presseoffizier Marco Meyer am Montag
gegenüber demWESER-KURIER.Namens-
geber Helmut Lent gilt als umstritten, weil
die Nationalsozialisten den Jagdflieger der
Wehrmacht als Held verehrten. Nachdem
der Fall des Bundeswehrsoldaten Franco A.
eine Debatte um das Traditionsverständnis
in der Bundeswehr ausgelöst hat, könnte der
Name nun doch noch von Bundesverteidi-
gungsministerinUrsula vonder Leyen (CDU)
kassiert werden. Ähnliches gilt für die Feld-
webel-Lilienthal Kaserne in Delmenhorst.
„Die Soldaten haben mehrheitlich für die

Beibehaltung des Namens gestimmt“, er-
klärt PresseoffizierMarcoMeyer.Wegender
Diskussion um eine Verherrlichung der
Wehrmacht in der Bundeswehr ist Meyer
sich jedoch nicht mehr so sicher, ob die Mi-
nisterin das Votum der rund 1000 Soldaten
akzeptiert: „Ich gehe davon aus, dass die
Verteidigungsministerin die Sachenoch ein-
mal überdenkenwird.“ ImZuge der Ermitt-
lungen in der Deutsch-Französischen Bri-
gade in Illkirch,woFrancoA. stationiertwar,

warenWehrmachtsdevotionalien gefunden
worden. Daraufhin hatte die Ministerin er-
klärt, dieWehrmacht sei in keiner Form tra-
ditionsstiftend für die Bundeswehr. Einzige
Ausnahme seien einigeherausragendeEin-
zeltaten imWiderstand.Aber sonst habedie
Wehrmacht nichts mit der Bundeswehr ge-
mein.
„Angesicht der aktuellen Entwicklung

muss dieMinisterin dasVotumder Soldaten
ablehnen“, meint der Sprecher der Bürger-
initiative für eineUmbenennungder Roten-
burger Kaserne, Marc Andreßen. Erst vor
Kurzemwar bekanntworden, dass derKom-
mandant das Lent-Zimmer in der Kaserne
bereits inWümme-Zimmer umbenannt hat-
te. Das gefällt der Bürgerinitiative. Sie
schlägt den Namen Wümme-Kaserne vor.
Zuvor hatte die Bürgerinitiative auch schon
den früheren Bundeskanzler Helmut
Schmidt als Namensgeber ins Spiel ge-
bracht. Es gehe darum, Alternativen aufzu-
zeigen,meintAndreßen. Lent jedenfalls tau-
genicht alsVorbild für dieBundeswehr.Der
Jagdflieger sei ein Nazi gewesen und habe
noch 1944 Durchhalteparolen ausgegeben.
Der Rotenburger Stadtrat hatte sich da-

gegenwiedie Soldaten für dieBeibehaltung
des Namens ausgesprochen. Dazu Bürger-
meisterAndreasWeber: „Rotenburg verbin-
det einemehr als 50-jährige Geschichte mit
der Lent-Kaserne. Es bringt nichts, den Na-
meneinfach zu löschen.Wirmüssenuns kri-
tisch mit der Geschichte auseinanderset-
zen.“ Weber beruft sich auf eine wissen-
schaftliche Untersuchung des Zentrums für
Militärgeschichte undSozialwissenschaften.

Danach sei Lent weder NSDAP-Mitglied
nochHitler-Verehrer gewesen.Die Stadtwill
eine Informationstafel an der Kaserne an-
bringen, „damit auch künftige Generatio-
nenmehr über Lent erfahren“, soWeber. Er
weiß, dass man heute keine Kaserne mehr
nach einem Jagdflieger derWehrmacht be-
nennen würde. „Aber es geht ja nicht um
eine Neu-, sondern um eine Umbenen-
nung.“
Unterdessen erklärte dasBundesverteidi-

gungsministerium amMontagwährend der
Regierungspressekonferenz in Berlin, dass
die Ministerin bei der Umbenennung von
Kasernen „keine einsamen Entscheidun-
gen“ treffen wolle. Kommunen, Vereine,
VerbändeundpolitischeEntscheidungsträ-
ger vor Ort würden in diesen Prozess ein-
bezogen, so Sprecher Jens Flosdorff. Seit
dem Traditionserlass der Bundeswehr von
1982 erhielten rund ein Dutzend Kasernen
neueNamen.Diesewaren zuvorwie dieRo-
tenburger Kaserne nach Angehörigen der
Wehrmacht benannt. Bis Ende des Jahres
will das Ministerium prüfen, ob der Name
der Kaserne noch sinnstiftend im Sinne des
Traditionsverständnisses der Bundeswehr
ist oder eineUmbenennung zu erfolgenhat.

„Eine Kaserne prägt ihr lokales Umfeld.
Ich halte es daher nach wie vor für richtig,
wenn über die Namensgebung von Kaser-
nen vor Ort entschieden wird“, meint die
CDU-Bundestagsabgeordnete imWahlkreis
Rotenburg/Heidekreis, Kathrin Rösel. Die
Politikerin beruft sich auf einenentsprechen-
den Erlass des Verteidigungsministeriums
aus dem Jahr 2002. Der SPD-Bundestags-
abgeordnete aus demWahlkreis, LarsKling-
beil, erinnert die Ministerin daran, dass sie

selbst die Beteiligung vor Ort vorgeschla-
gen hatte. Klingbeil: „Der Zickzackkurs der
Ministerin führt zugroßerUnsicherheit.“Die
innenpolitische Sprecherin der Linken,Ulla
Jelpke, wartet indes seit Wochen auf eine
Antwort der Bundesregierung auf ihre An-
frage zur Rotenburger Kaserne: „Offenbar
kommt die Bundesregierung vor dem Hin-
tergrundder erneut aufgedeckten Fälle von
Wehrmachtsverherrlichung ins Schwitzen.“
Die Initiative gegen falsche Glorie in der

Bundeswehr hält das Votum der Soldaten
jedenfalls für nicht haltbar. „Das ist ein
Schlag ins Gesicht derMinisterin“, sagt der
Sprecher der bundesweiten Initiative Jakob
Knab. Der Publizist aus Kaufbeuren kämpft
seit Jahren gegen eine zweifelhafte Erinne-
rungskultur in der Bundeswehr.Auch er be-
ruft sich auf den Traditionserlass. Soldaten,
die für die freiheitlich demokratischeGrund-
ordnung kämpfen, dürften sich die Wehr-
macht nicht zum Vorbild nehmen, meint
Knab. Die Initiative fordert auch die Umbe-
nennung der Feldwebel-Lilienthal Kaserne
in Delmenhorst. Unter der Verantwortung
von Diedrich Lilienthal wurden russische
Panzer zerstört.

Soldaten wollen Kasernennamen behalten
Debatte um Traditionsverständnis in der Bundeswehr in Rotenburg und Delmenhorst

von SILKE LooDEn

Geht es nach den Soldaten, soll sich an der Namensgebung für die Kaserne in Rotenburg an der Wümme nichts ändern. FOTO: DPA

Wohltaten vorerst verschoben
Finanzminister sieht trotz deutlichem Steuerplus keine Spielräume

von PETER MLoDoCH

Hannover.Unterm Strich bleibt für Nieder-
sachsen im laufenden Jahr ein Steuerplus
von 194MillionenEuro.Doch fürWohltaten
sieht Finanzminister Peter-Jürgen Schnei-
der (SPD) derzeit noch keinen Spielraum.
„Wiegewonnen, so zerronnen“, erklärte der
oberste Kassenwart am Montag in Hanno-
ver bei der Vorstellung der regionalisierten
Ergebnisse der jüngsten Steuerschätzung.
Denn diese Mehreinnahmen fließen kom-
plett an Städte, Gemeinden und Landkrei-
seweiter: 106MillionenEuro sind
für einenotwendigeNachzahlung
in den kommunalen Finanzaus-
gleich 2016 vorgesehen.DenRest
über 88 Millionen Euro bean-
sprucht das Innenministerium für
eine Korrektur bei den Kopfpau-
schalen für Asylbewerber. Weil
die Zahl der berechtigten Flücht-
linge höher als bisher geschätzt
ausfällt, muss das Land bei den
Leistungen an die Kommunen
draufsatteln. EinNachtragshaus-
halt ist laut Schneider für diese
beiden Transaktionen jedoch
nicht erforderlich.
Nachträgliche Aufschläge für den Dop-

peletat 2017/18 mochte der Finanzminister
allerdings nicht ausschließen. „Ob sich in
den nächstenMonaten aus anderenDingen
etwas anderes ergibt, wird man sehen“, er-
klärte Schneider kryptisch.Mit Blick auf die
Landtagswahl am 14. Januar 2018 denken
die rot-grünen Koalitionäre hinter den Ku-
lissen bereits über mögliche Wahlgeschen-
ke nach – nicht zuletzt getrieben durch For-
derungen der CDU, Mehreinnahmen in die
Kinderbetreuung zu stecken. Der Beamten-

bund verlangte eine höhere Besoldung , der
DGB sprach sich für Investitionen in Kran-
kenhäuser und Sozialwohnungen aus.
Auch für die Folgejahre kannNiedersach-

sen auf weiter wachsende Einnahmen zäh-
len. Für 2018 beträgt das Plus gegenüber
der bisherigenPrognose 278MillionenEuro.
207Millionen Euro sind es 2019, 198Millio-
nenEuro 2020und209MillionenEuro 2021.
In diesen drei Jahren hat das Finanzressort
freilich schon „vorsorglich“ Abschläge ein-
gerechnet, weil die zu erwartende Reform
der Einkommensteuer zugunsten der Bür-

ger Mindereinnahmen für den
Staat bedeuten würde: 200 Mil-
lionen Euro 2019, 300 Millionen
Euro 2020und400MillionenEuro
2021. Am Dienstag will Schnei-
der gemeinsam mit Ministerprä-
sident Stephan Weil (SPD) eige-
neVorschläge für eineEntlastung
kleinerer und mittlerer Einkom-
men präsentieren.
Auf knapp 26 Milliarden Euro

belaufen sich in diesem Jahr die
Einnahmen des Landes – neben
denSteuern auchFörderabgaben
für Erdgas- und Erdöl sowie Zah-
lungenaus demLänderfinanzaus-

gleich.Dank sprudelnder Steuernundnied-
riger ZinsenkommtNiedersachsen seit dem
Haushaltsjahr 2016 ohne neue Kredite aus.
Einen schnellen Einstieg in den Abbau des
bestehenden60-Milliarden-Euro-Schulden-
berges,wie ihndieCDUundFDP forderten,
lehnte der Finanzminister ab. „Mein Prob-
lem sind nicht die Schulden auf dem Konto,
sondern der katastrophale Zustand unserer
Straßen und Gebäude.“ Eine Tilgung kom-
me erst in Betracht, wenn die Infrastruktur
in Ordnung sei.

Lärmschutz ohne Extras
Bahnausbau der Alpha-E-variante soll lediglich Mindestmaß erfüllen

von PETER MLoDoCH

Hannover. Bleibt der Lärmschutz beim
Bahnausbau imDreieckBremen-Hamburg-
Hannover auf der Strecke? Bund und Bahn
AG wollen sich bei der in den Bundesver-
kehrswegeplan aufgenommenen Alpha-E-
Variante offenbar weitgehend auf das ge-
setzlicheMindestmaßbeschränken.Das er-
gibt sich aus einer Antwort des Bundesver-
kehrsministeriums auf eineAnfragedes nie-
dersächsischen Bundestagsabgeordneten
Sven-Christian Kindler (Grüne). Selbst Pla-
nungs- und Prüfungskosten für
erweiterte Maßnahmen will Ber-
lin danach nicht ausgeben. „For-
derungen, die über das gesetzlich
vorgesehene Maß hinausgehen,
können mit Bundesmitteln nicht
finanziert werden, soweit der
Haushaltsgesetzgeber nicht an-
derweitig beschließt“, beschied
das Ministerium von Ressortchef
Alexander Dobrindt (CSU) dem
Parlamentarier.
Damit gerät der 2015 im Dia-

logforum Schiene-Nord (DSN)
vonallenBeteiligten inklusive der
Vertreter vonBundundBahnver-
einbarte erweiterte Lärmschutz in Gefahr.
Betroffen davon sind vor allem Bestands-
strecken, die zwar selbst nicht erweitertwer-
den, aber ebenfalls durch einen erhöhten
Zu- undAblauf vonZügenbelastet sind.Nur
zusätzliche Gleise gelten als „wesentliche
Änderung von Schienenwegen“, bei der
eineLärmvorsorgenachBundesimmissions-
schutzgesetz zwingend vorgeschrieben ist.
DasAlphaE setzt – imGegensatz zum frü-

her geplanten Neubau der umstrittenen Y-
Trasse – auf eine Erweiterung oder Moder-

nisierung bestehender Strecken, um für die
Häfen-Hinterlandverkehre zusätzliche Ka-
pazitäten zu schaffen.Vorgesehen sindunter
anderem der dreigleisige Ausbau der ICE-
StreckeLüneburg-Uelzen, dieErtüchtigung
undElektrifizierungder alten „Amerika-Li-
nie“ zwischenLangwedel undUelzen, neue
Überholgleise auf der StreckeBremen-Han-
nover sowie der zweigleisige Ausbau zwi-
schen Verden und Rotenburg. Aber ledig-
lich für dieseVerbindung sinddie Planungs-
kosten für einenerweitertenLärmschutz ver-
bindlich festgeschrieben – weil sie schon in

einem früheren Bedarfsplan ent-
halten waren. „Derzeit wird die
Aufnahme weiterer Abschnitte
mit derDBNetzAGabgestimmt“,
heißt es in der Ministeriumsant-
wort vage. Die erforderliche An-
passungsvereinbarungwerde vo-
raussichtlich im Herbst abge-
schlossen.
„Das Bundesverkehrsministe-

rium duckt sich wieder einmal
weg und übernimmt keine Ver-
antwortung“, kritisiert Grünen-
Parlamentarier Kindler im Ge-
sprächmit demWESER-KURIER.
„Das ist riskant und setzt denKon-

sens aus dem Dialogforum leichtfertig aufs
Spiel.“ Seine Forderung: „DieBundesregie-
rung muss die Überprüfung für sämtliche
Ausbauabschnitte und auch für die An-
schlussstrecken beim Alpha E endlich auf
den Weg bringen und die Kosten für diese
Prüfung übernehmen.“UmmehrGüterver-
kehr von der Straße auf die Schiene zu brin-
gen, brauche man Akzeptanz vor Ort. „Das
geht nur mit effektivem Schutz vor krank-
machendemLärm.DieMenschen in der Re-
gion haben ein Recht auf ihre Gesundheit.“

Sven-Christian Kindler
FOTO: DPA

Peter-Jürgen Schnei-
der FOTO: DPA

„Es bringt nichts,
den Namen

einfach zu löschen.“
Bürgermeister Andreas Weber

Der Name der Delmenhorster Kaserne ist eben-
falls umstritten. FOTO: INGO MOELLERS

70 JAHRE LANDTAG
Festakt mit Juncker
Hannover.EU-Kommissionspräsident Jean-
Claude Juncker hat die Abgeordneten des
niedersächsischen Landtages aufgefordert,
sich intensiv in europäische Politik einzu-
mischen. „Klopfen Sie der Kommission auf
die Finger, wennwir die Finger zuweit aus-
strecken“, sagte Juncker beim Festakt zum
70-jährigenBestehendes Landtags.Die Fei-
er fand im Congress Centrum Hannover
statt, wo das Parlament am13.Mai 1947 aus
der Taufe gehoben wurde. DPA

WOLLEPARK DELMENHORST
Wasserlieferung gestoppt
Delmenhorst.AmMontag haben die Stadt-
werke Delmenhorst ernst gemacht und die
Wasserversorgung für die beidenWohnblö-
cke 11 und 12 an der Straße Am Wollepark
gekappt. Bereits am 27. April hatte der Ver-
sorger dieGaslieferung eingestellt, weil sei-
tens der Eigentümergemeinschaft immer
noch Außenstände von rund 130000 Euro
nicht beglichen sind. Rund 20 Bewohner,
darunter sieben Kinder, demonstrierten
gegendiesenVorgehenamMontag vor dem
Rathaus und den Stadtwerken. Eine Not-
unterkunft, die die Stadt vorhält, hat bislang
nochniemandaus denHäusern inAnspruch
genommen, erklärte die Diakonie. AB

Ein Toter nach Unfall in neustadt
Neustadt.BeimZusammenstoß einesRegio-
nalexpress-Zuges mit einem Lastwagen in
Neustadt bei Hannover hat es einen Toten
und elf Leichtverletzte gegeben. Der Lkw-
Fahrer starb amMontag in seinemvollkom-
men zertrümmerten Führerhaus, sagte ein
Bahnsprecher. In demmit 350Reisendenbe-
setzten Zug von Hannover nach Bremerha-
venwurden elfMenschen leicht verletzt. Zu
demZusammenstoß kames amBahnhof von
Neustadt-Eilvese auf einem normalerweise
mitHalbschrankenundBlinklicht gesicher-
ten Bahnübergang. Weil dort am Montag
aber Bauarbeiten stattfanden, waren laut
Feuerwehr zum Zeitpunkt des Unfalls nur
Behelfsschranken in Betrieb, die per Hand
vonBahnarbeitern bedientwurden.Wie ein
Bahnsprecher sagte, gebe es zweimögliche
Szenarien für den Unfall. Entweder sei der
Lkw-Fahrer durch die Behelfsschranke ge-
fahren oder der Posten habe die Schranke
trotz des herannahenden Zuges geöffnet.
Vergleichsweise glimpflich verlief ein

Bahn-Zwischenfall in Diepholz: Rund 600
Fahrgäste mussten einen Intercity-Zug ver-
lassen. Der IC war bereits 15 Kilometer vor-
her in Drentwede wegen eines Defekts an
der Lok stehengeblieben, sagte eine Bahn-
sprecherin amMontag. Der Zug schaffte es
dannaber amSonntagabenddochnochnach
Diepholz,wodie Passagiere in einenErsatz-
zug umsteigen konnten.

Lastwagen kollidiert
mit Regionalexpress

DPA

AFFÄRE UM FEHLERHAFTE VERGABE
Rechnungshof prüft den Fall
Hannover. Die Affäre um die fehlerhafte
Auftragsvergabe für einen Internetauftritt
durch Niedersachsens Wirtschaftsstaatsse-
kretärinDanielaBehrens (SPD) hat jetzt auch
den Landesrechnungshof auf den Plan ge-
rufen. „Wir prüfen, ob in diesem Fall weite-
re Vergabefehler gemacht worden sind“,
sagte Rechnungshof-Senatsmitglied Lutz
Bardelle demWESER-KURIER. Dafür gebe
es gewisse Anhaltspunkte. Über die Einlei-
tungder PrüfunghabemandasWirtschafts-
ministerium inHannover amMontag unter-
richtet. Behrens hatte am Freitag zugege-
ben, unzulässige Vorgespräche mit einer
Agentur aus Hannover geführt zu haben.
Diese Firma erhielt später trotz des höchs-
ten Preises den Zuschlag für die Neugestal-
tung der Webseite. Die Verstöße beschäfti-
gen amMittwochundDonnerstag auchden
Landtag. HPM
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